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„Der Absturz
der CSU bei
der Bundes-
tagswahl war
mehr als ein
Alpengewitter.“

mit Galgenhumor zu erklären. Das
Votum der Wähler fiel wahrlich er-
nüchternd aus. Es war so schlecht
für die Union wie nie zuvor, denn
1949 kann als Vergleichsbasis
wohl gar nicht herangezogen wer-
den. Die CDU hat in den letzten
Jahren mehr und mehr an Profil
verloren. Dafür sind natürlich die
Parteivorsitzende, aber auch ihre
Stellvertreter und insbesondere
der Generalsekretär verantwort-

lich. Es kann und darf einfach nicht
mehr ein „Weiter so“ gelten, um so
mit Mühe und Not für eine nächste
Legislaturperiode im Kanzleramt
zu sitzen. Die politischen Fehlent-
wicklungen müssen wirklich ohne
Wenn und Aber analysiert und auf-
gearbeitet werden. Mit der Aussa-
ge der Kanzlerin am Wahlabend,
man hätte eigentlich nichts falsch
gemacht und würde alles so wie-
der machen, wird die CDU eher

?Die Merkel-CDU hat ihr schlech-
testes Wahlergebnis seit 1949

eingefahren. Die Bundeskanzlerin
hat dieses Ergebnis noch am Wahl-
abend lächelnd weggesteckt, nach
dem Motto: Hauptsache ich bleibe
Kanzlerin. Kann man aus dieser
Reaktion schließen, dass Frau Mer-
kel die Partei egal ist und dass sie
nur ichbezogen denkt?

Friedhelm Ost: Die Reaktion ist nur

Friedhelm Ost: „Es wurde gegen große Teile der CDU-Mitglieder und
CDU-Wähler regiert, Werte wurden vielfach verwässert oder gar negiert“

Administrative und politische
Konsequenzen ziehen

Friedhelm Ost
leitete die ZDF-
Wirtschafts-
redaktion,
bevor er unter
Helmut Kohl
Regierungs-
sprecher und
schließlich
CDU-Abge-
ordneter
im Bundestag
wurde.
Heute ist Ost
weiter als
Journalist und
in der Politik-
und Wirt-
schaftsbera-
tung tätig.
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Friedhelm Ost: Das miserable Er-
gebnis bei der Wiederwahl von
Volker Kauder zum Vorsitzenden
der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion spiegelt auch Unmut wider –
zum einen gegen Angela Merkel,
zum anderen auch gegen Volker
Kauder, der oft genug die Ent-
scheidungen der Kanzlerin von
den Unionsabgeordneten nur
noch abnicken ließ. So hat die
Fraktion an Macht und Einfluss auf
die Entscheidung der Regierung
verloren. Die Abgeordneten muss-
ten jedoch in ihren Wahlkreisen
die bisweilen opportunistischen
und manchmal auch unverständ-
lichen Beschlüsse der Regierung
vertreten, was oft schwer genug
fiel.

?Konservative Gesprächskreise
innerhalb der CDU fordern,

dass die Bundeskanzlerin ihren
Parteivorsitz abgibt, damit ein neu-
er Parteivorsitzender andere politi-
sche Schwerpunkte setzen kann.
Wäre das aus Ihrer Sicht eine Mög-
lichkeit, die CDU-Anhänger, die
aus Frust AfD gewählt haben, wie-
der an den heimischen Herd zu-
rückzuführen?

Friedhelm Ost: Mit der Aufteilung
der Ämter allein würde sich wohl
keine wesentliche Verbesserung
ergeben. Im Prinzip hat es sich in
der Vergangenheit der CDU durch-
aus bewährt, wenn „Politik aus ei-
ner Hand“ gemacht wird. Aller-
dings muss das nicht so bleiben.
Denn in Zeiten schwieriger Koali-
tionen, das gilt für die Große Koa-
lition gleichermaßen wie für Ja-
maika, ist der Regierungschef als
Manager des kleinsten gemeinsa-
men politischen Nenners mehr als
gefordert und kann nur in be-
scheidenem Maße die eigene Par-
tei nach außen profilieren. Der
Frust und die Enttäuschung derje-
nigen, die als frühere CDU-Anhän-
ger nun die AfD gewählt haben,
werden jedoch allein durch eine
andere Personalie an der Partei-
spitze nicht beseitigt. Da muss viel
mehr programmatisch, strate-
gisch, politisch und personell ge-
schehen. Sonst wird der Erosions-
prozess weitergehen.

wendige politische Entscheidun-
gen. Allerdings fanden sie nicht im-
mer das Echo in der CDU, weil
manche sich einfach taub oder gar
tauber stellten. Dabei weiß doch
jeder, wie wichtig die Pflege der
Stammkundschaft ist. Mit dem
Schielen nach Laufkunden ist kein
Staat zu machen. Mit billigen Mar-
keting-Tricks und –Verrenkungen
lassen sich auch keine jüngeren,
weiblichen und bunten Wähler für
die Union gewinnen. Ein General-
sekretär, der in seinem hessischen
Wahlkreis eine solche Pleite bei
seiner Wahl erlebt hat, sollte über
Konsequenzen nicht noch lange
nachdenken.

?Der CDU-Vize und NRW Minis-
terpräsident Armin Laschet ver-

tritt die Auffassung, dass die CDU
ihren Kurs nicht verändern muss.
Hat Laschet den letzten Schuss
nicht gehört?

Friedhelm Ost: Ich bin sicher, dass
Armin Laschet den Schuss mit
dem außerordentlich lauten Knall
gehört hat. Er war doch gerade im
Mai diesen Jahres bei der Land-
tagswahl in Nordrhein-Westfalen
so erfolgreich, weil er die CDU in
seinem Bundesland reformiert,
weil er die traditionellen Unions-
anhänger mobilisiert hat. Armin
Laschet hat dabei attraktive Per-
spektiven eröffnet und zwar mit
vielen klaren Ansagen in der In-
nen-, Wirtschafts- und Bildungs-
politik. Er ist als Konservativer er-
kennbar geblieben – mit einem
festen Standbein und mit einem
kräftigen Schussbein. Ihm ver-
trauen die Menschen an Rhein und
Ruhr, dass er in der Koalition mit
der FDP manchen rot-grünen Flur-
schaden der Vergangenheit besei-
tigen und die dynamischen Kräfte
vor allem im Mittelstand entfes-
seln wird.

?Auch in der neuen CDU-Bundes-
tagsfraktion brodelt es hinter

den Kulissen. Volker Kauder wurde
von 53 Abgeordneten die Zustim-
mung zum Fraktionsvorsitzenden
verweigert, obwohl er keinen
Gegenkandidaten hatte. Galt dieser
Warnschuss auch der Kanzlerin?

Friedhelm Ost über den
CDU-Generalsekretär
Peter Tauber

„Mit billigen
Marketing-
Tricks lassen
sich auch keine
jüngeren,
weiblichen und
bunten Wähler
für die Union
gewinnen.
Ein General-
sekretär, der
in seinem
hessischen
Wahlkreis eine
solche Pleite
bei seiner
Wahl erlebt
hat, sollte über
Konsequenzen
nicht noch
lange
nachdenken.“

noch viele weitere Wähler verlie-
ren. Die bayerische Schwesterpar-
tei wird dabei in „Sippenhaft“ ge-
nommen. Der Absturz der CSU bei
der Bundestagswahl war mehr als
ein Alpengewitter.

?Der Wissenschaftler Werner
Patzelt führt das schlechte

Wahlergebnis unter anderem dar-
auf zurück, dass die Bundeskanz-
lerin z. B. in der Energie- und Zu-
wanderungspolitik eine Art „All-
Parteien-Koalition“ anführte und
sich dazu aufschwang, gegen ei-
nen nennenswerten Teil der Bevöl-
kerung und CDU-Wähler anzure-
gieren. Sehen Sie dies genauso?

Friedhelm Ost: Die politischen Ent-
scheidungen sind vielfach mit dem
Blick auf demoskopische Umfra-
geergebnisse getroffen worden.
Das gilt für die Energiewende, für
die Aussetzung der Wehrpflicht, für
die Migrationspolitik, die Ehe für
alle und einiges mehr. Damit wur-
de in der Tat gegen große Teile der
CDU-Mitglieder und CDU-Wähler
regiert. Viele konnten sich schließ-
lich mit der Union nicht mehr iden-
tifizieren. Das parteipolitische Ko-
ordinaten-System war kaum noch
zu erkennen, die Werte der CDU
wurden vielfach einfach verwäs-
sert oder gar negiert.

?Jens Spahn und Carsten Linne-
mann, die immer wieder deutlich

auf Distanz zur Flüchtlingspolitik
der Bundeskanzlerin gingen, verlo-
ren in ihren Wahlkreisen kaum Pro-
zentpunkte gegenüber der letzten
Bundestagswahl. Dagegen verlor
Generalsekretär Peter Tauber, der
die CDU jünger, weiblicher und bun-
ter machen wollte, 12 Prozent-
punkte. Was lehrt uns das?

Friedhelm Ost: Carsten Linne-
mann, Jens Spahn, auch Thomas
Bareiß und einige andere CDU-Po-
litiker haben bei der Wahl gut ab-
geschnitten, weil sie immer wieder
klare Kante angemahnt haben. Als
Abgeordnete mit Direktmandat
waren sie nahe beim Wählervolk,
pflegten sie den Kontakt zu ihren
Stammwählern, machten sie
manch gute Vorschläge für not-
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?Mit Blick auf eine Jamaika-Koa-
lition hat die Grünen-Parteivor-

sitzende Simone Peter der vor der
CSU wiederholt geforderten Ober-
grenze für neuankommende
Flüchtlinge eine Absage erteilt.
Sehen Sie eine Kompromisslinie,
die es der CSU ermöglicht, ohne
Gesichtsverlust in einer Jamaika-
Koalition mitzuwirken? Dies auch
mit Blick auf die Äußerung des
neuen CSU-Landesgruppenvor-
sitzenden Alexander Dobrindt,
der wie folgt zitiert wird: „Es ist
doch klar, dass die Obergrenze Teil
einer Koalitionsvereinbarung sein
muss.“

Friedhelm Ost: Die Obergrenze ist
nur mit einer Änderung unseres
Grundgesetzes zu erreichen. Die
CSU hat gut 6 %, die CDU 26 % der
Wählerstimmen bei der Bundes-
tagswahl erhalten. Wie die erfor-
derliche Mehrheit im Bundestag
für die Gesetzesänderung zu-
sammengebracht werden könnte,
das weiß weder Horst Seehofer
noch ein anderer CSU-Protagonist
– auch nicht Alexander Dobrindt
als neuer Vorsitzender der CSU-
Landesgruppe in Berlin.

Richtig ist jedoch, was der frü-
here Bundespräsident gesagt hat:
Unser Herz ist weit, aber unsere
Kräfte sind begrenzt, wenn es um
die Aufnahme von Flüchtlingen
und Migranten geht. Selbst Angela
Merkel sagt ja inzwischen, dass
sich der September 2015 nicht
wiederholen darf. Deshalb gilt es,
zum einen gemeinsam mit den EU-

„Ich kann
seinem
Vorschlag
viel
abgewinnen.“

Partnern die Sicherung der Außen-
grenzen konsequent zu stärken.
Zum anderen müssen wir auch an
unseren nationalen Grenzen Kon-
trollen etablieren, damit wir als
souveränes Land entscheiden, wer
zu uns einreisen darf. Schließlich
müssen die Asylverfahren wesent-
lich beschleunigt werden und die
Abschiebungen zügig erfolgen. Mit
einem Facharbeiter-Zuwande-
rungsgesetz können wir bestimm-
te Zahlen von Einwanderern, die
wir wünschen, festlegen. Jeden-
falls muss das Flüchtlings- und Mi-
grantenproblem in einem neuen
Koalitionsvertrag eindeutig und
praktikabel gelöst werden.

?Auch FDP Chef Christian Lind-
ner sieht hohe Hürden auf dem

Weg zu einer möglichen Koalition
von Union, Grünen und FDP. Die
FDP will ein Einwanderungsgesetz
nach kanadischem Vorbild und
lehnt automatische Finanztrans-
fers in Europa ab. Letzteres ist das
Gegenteil von dem, was bei der
Bundeskanzlerin auf der politi-
schen Agenda stand.

Friedhelm Ost: Solidarität ist keine
Einbahnstraße! Das muss auch für
die EU gelten und muss von allen
Partnern akzeptiert werden. Wer
bei der Lastenverteilung nicht mit-
machen will, der muss das auch
bei den Finanztransfers spüren.
Bei den EU-Gipfeln muss der deut-
sche Regierungschef deshalb Klar-
text reden und deutlich machen,
dass Deutschland nicht weiterhin

der Zahlmeister Europas sein wird.
Da stimme ich Christian Lindner
voll und ganz zu, ebenso wie ich
seinen Vorschlag für ein Einwan-
derungsgesetz nach kanadischem
Vorbild viel abgewinnen kann.

?Im Wahlkampf hatte die FDP
auch angekündigt, einen Unter-

suchungsausschuss zur Flücht-
lingspolitik und zur unkontrollier-
ten Grenzöffnung im Jahr 2015 zu
beantragen. Besondere Brisanz
bekäme dann eine Studie des Wis-
senschaftlichen Dienstes, die be-
sagt, dass „die pauschale und
massenhafte Einreisegestattung
nicht mehr von §18 Abs.4 des Asyl-
gesetzes gedeckt sein könnte“.
Spricht die FDP Ankündigung nicht
auch gegen das Zustandekommen
einer Jamaika-Koalition?

Friedhelm Ost: Mich erstaunt
schon, wie viele Untersuchungs-
ausschüsse im neuen Bundestag
eingerichtet werden sollen. Ob die
FDP oder die AfD dafür ein ausrei-
chendes Votum erreichen, das ist
völlig offen, eher unwahrschein-
lich. Dennoch solle möglichst um-
gehend aufgearbeitet werden, was
in der Flüchtlingspolitik, vor allem
nach der spontanen Entscheidung
der Kanzlerin im Herbst 2015, alles
schief gelaufen ist. Aus diesen Er-
kenntnissen müssen administrati-
ve und politische Konsequenzen
gezogen werden. Ich glaube nicht,
dass dies der große Stolperstein
für eine mögliche Jamaika-Koali-
tion sein wird.

Friedhelm Ost über
Christian Lindners
Forderung nach einem
Einwanderungsgesetz nach
kanadischem Vorbild
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?Auch die Grünen haben im
Wahlkampf rote Linien gezogen.

So das Verbot des Verbrennungs-
motors, das Abschalten von Kohle-
kraftwerken, mehr soziale Gerech-
tigkeit, ein Ende des Sparkurses in
Europa und eine humane Flücht-
lingspolitik, was nichts anderes
heißt, als offene Grenzen und kei-
ne Abschiebungen. Derartige Posi-
tionen werden weder von der FDP,
noch von der CSU geteilt. Diese
Positionen erlauben doch keine
Kompromisslinien, wenn die FDP
nicht riskieren will, bei den näch-
sten Wahlen zum Bundestag wie-
der abgestraft zu werden. War es
mit Blick auf die roten Linien von
FDP und Bündnisgrünen ein stra-
tegischer Fehler der SPD, sich
überstürzt der Koalition mit der
CDU entzogen zu haben?

Friedhelm Ost: Von Bismarck wis-
sen wir, dass niemals so viel gelo-
gen wird wie nach einer Jagd, wäh-
rend der Hochzeitsnacht und vor
einer Wahl. Das gilt auch für die
hehren programmatischen Forde-
rungen einzelner Parteien und für
die roten Linien. Aber es ist völlig
richtig: Es wird ganz, ganz schwie-
rig, die Vorstellungen von FDP,
Grünen und Union auf einen ge-
meinsamen Nenner zu bringen und
eine Regierung ohne Riesen-
sprengstoff zu bilden. Alle Parteien
wollen, ja müssen sich in dem Ko-
alitionsbündnis wiedererkennen.
Sonst wenden sich ihre Wähler mit
Enttäuschung und Grauen ab. Das
gilt für die kleineren Partner, vor al-

lem aber auch für die CDU und
CSU, die mit einer noch stärkeren
Verflachung ihres Profils auf dem
Verliererkurs bleiben würden. Vor
allem würde der CSU bei der Land-
tagswahl im Herbst 2018 eine
schmerzliche Pleite in Bayern dro-
hen. Die Entscheidung der SPD,
nun die Opposition im Bundestag
anzuführen, war gewiss übereilt
und ist nur mit ganz bitterer Ent-
täuschung zu erklären. Es wäre ge-
wiss besser gewesen, zumindest
eine Nacht darüber zu schlafen
und dann als gute demokratische
Partei zumindest als Gesprächs-
partner bereit zu sein. Franz Mün-
tefering, einst SPD-Vorsitzender,
hat doch vor Jahren bereits richtig
angemerkt: Opposition ist Mist.
Noch steht keine neue Koalition,
noch ist vieles möglich – vielleicht
auch bei der SPD.

?Durch das politische Berlin gei-
stert bereits das Wort „Neu-

wahlen“. Würden Neuwahlen nicht
bedeuten, dass die AfD noch stär-
ker, und damit eine Regierungsbil-
dung erst recht unmöglich wird?

Friedhelm Ost: Gewiss, sowohl die
Linken als auch die AfD wären Pro-
fiteure, wenn es zu Neuwahlen kä-
me. Doch weder die Union noch
die SPD wollen dies. So werden sie
auch nicht einer Auflösung des
Bundestages zustimmen, was
doch für Neuwahlen erforderlich
wäre. Im Übrigen bin ich der Mei-
nung, dass die AfD mit der letzten
Wahl schon ihren Höhepunkt über-
schritten hat: Diese Partei zerbrö-
ckelt und zerbröselt bereits. Sie
könnte das Schicksal von Bernd
Lucke ereilen, der als Löwe starte-
te und als Bettvorleger landete. �

„Von Bismarck
wissen wir,
dass niemals
so viel gelogen
wird wie nach
einer Jagd,
während der
Hochzeits-
nacht und vor
einer Wahl.“

Friedhelm Ost zu den pro-
grammatischen Forderun-
gen der einzelnen Parteien
und den roten Linien
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Mit Friedhelm Ost sprach
Joachim Schäfer


